Deutscher Bundestag 
3. Wahlperiode 


Drucksadle 1123 


Der Bundesminister der Finanzen 

II A/1 —A 0213 — 5/58 


Bonn, den 27. Mai 1959 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.; über- und außerplanmäßige Haushaltsausga- 
ben im 3. Vierteljahr des Rechnungsjahres 1958 
(§ 33 Abs. 1 RHO) 


Gemäß § 33 Abs. 1 der Reichshaushaltsordnung überreiche ich 
die Zusammenstellung der über- und außerplanmäßigen Haus- 
haltsausgaben im Betrage von 10 000 DM und darüber für das 
3. Vierteljahr des Rechnungsjahres 1958, 


Etzel 


Drude: Bonner Universitäts-Budidruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger 
Bad Godesberg, Goethestraße 54, Telefon 35 51 
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Zusammenstellung 

der über- und außerplanmäßigen Haushaltsausgaben 
im 3. Vierteljahr des Rechnungsjahres 1958 
im Betrage von 10 000 DM und darüber 




An über- und | 



Haushalts- 

*) außerplan- 


Kap. 

betrag 

1958 

mäßigen Aus- 
gabemitteln sind 

Begründung 

Tit. 


zugewiesen 



DM 

DM 



05 02 
313 


130 000,— 


Einzelplan 05 — Auswärtiges Amt — 


22 000 ,— 


Beihilfen für die Errichtung und Unterhaltung deutscher 
Seemannsheime im Ausland 


Die für Zwecke des Seemannsheimes in Amsterdam gemie- 
teten Räume, die im übrigen für den dringenden Bedarf 
auch nidit mehr ausreichen, sind zum 31. Oktober 1958 ge- 
kündigt worden und mußten daher geräumt werden. Ange- 
sichts der Beanspruchung des Hafens Amsterdam durch deut- 
sche Schiffe ist es völlig ausgeschlossen, daß dort auch nur 
vorübergehend ein deutsches Seemannsheim fehlt. Deshalb 
mußten sofort andere geeignete Räumlichkeiten beschafft 
werden. 


Die veranschlagten Mittel reichten für diese unvorherseh- 
bare und unabweisbare Ausgabe nicht aus. 

Einsparung innerhalb des Einzelplans 05. 


06 01 1 750 0000,— 

107 


06 01 180 000,— 
204 


Einzelplan 06 — Bundesminister des Innern — 

200 000, — Beihilfen auf Grund der Beihilfengrundsätze für Beamte, 

Angestellte und Arbeiter 

Die Mehrausgabe war durch eine Häufung von Krankheits- 
fällen und stärkere Inanspruchnahme der Beihilfemittel 
bedingt. Sie war 

a) unabweisbar, da auf die Gewährung der Beihilfen ein 
Rechtsanspruch besteht, und 

b) unvorhergesehen infolge Erhöhung der Arzthonorare, 
der Krankenhaus- und aller sonstigen im Zusammen- 
hang mit Krankheitsfällen angefallenen Kosten. 

Einsparung bei Kap. 06 25 Tit. 101. 

22 700, — Unterhaltung der Gebäude 

Mehr infolge Durchführung von Instandsetzungsarbeiten an 
den Verwaltungsgebäuden des BMI. Die Mehrausgaben sind 

a) unabweisbar, weil 

1. nach Gutachten der Bundesbaudirektion vom 9. und 
16. Mai 1958 der Ersatz der überalterten Heizanlagen 
in den Häusern 1, 3 und 8 zur Vermeidung von Ge- 
sundheitsstörungen und aus wirtschaftlichen Gründen 
erforderlich ist, 
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noch Einzelplan 06 — Bundesminister des Innern — 

2. der Zustand der Blitzschutzanlagen auf sämtlichen 
Verwaltungsgebäuden, der Turnhalle und dem Fami- 
lienwohnhaus aus Sicherheitsgründen sowie zur Ver- 
meidung von Haftansprüchen dringend einer Ergän- 
zung bzw. Änderung bedarf und 

3. eine neue Verlegung der Schalldämpfanlage in der 
Fernschreibstelle wegen der Verwitterung des Wand- 
und Deckenputzes aus Sicherheitsgründen notwendig 
ist; 

b) unvorhergesehen, weil der Umfang der Schäden bei der 
Aufstellung des Haushaltsplans für 1958 nicht voraus- 
gesehen werden konnte. 

Einsparung bei Kap. 06 19 Tit. 308. 


06 20 


10 500 000,— 


149 000,— 


Zuschuß an den Bundesluftschutzverband Köln 


Mehrausgabe infolge Erhöhung der Vergütungen für Ange- 
stellte auf Grund des Tarifvertrages vom 23. Juli 1958 über 
die Neuregelung der Angestelltenvergütungen. 


Die Mehrausgabe ist 

a) unabweisbar, da sie auf tarifrechtlichem Anspruch be- 
ruht; 


b) unvorhergesehen, da bei Aufstellung des Haushalts 1958 
nicht mit der Änderung des Tarifs gerechnet werden 
konnte. 


Einsparung bei Kap. 06 20 Tit, 603, 


06 25 
215c 


38 500,— 


20 000 ,— 


Reisekostenvergütungen (Reisen in Personalvertretungs 
angelegenheiten) 


Die Mehrausgabe für Reisen in Personalratsangelegenhei- 
ten ist 

a) unabweisbar, da sie zur Ausführung des Personalvertre- 
tungsgesetzes erforderlich ist; 

b) unvorhergesehen, da bei Aufstellung des Haushalts 1958 
keine ausreichenden Erfahrungen über das Ausmaß der 
erforderlichen Mittel Vorlagen. Außerdem waren im 
Rechnungsjahr 1956 die Mittel für die Reisen der Ange- 
hörigen des Hauptpersonalrats für den Bereich des BMI 
zentral bei Kap. 06 01 Tit. 215 c veranschlagt. Der auf 
den Bereich des Bundesgrenzschutzes entfallende Anteil 
wurde zu niedrig geschätzt, 

Einsparung bei Kap. 06 25 Tit. 215 d. 


06 25 
320 


600 000,— 


250 000,— 


Nachwuchswerbung für den Bundesgrenzschutz 


Der Betrag ist für die Fortsetzung der Werbung bis zum 
Schluß des Rechnungsjahres 1958 erforderlich. 
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06 26 
215b 


06 2 9 
205" 


06 29 
apL 703 


noch Einzelplan 06 — Bundesminister des Innern — 

Die Mehrausgabe ist 

a) unvorhergesehen, da sich das Verhältnis der Zahl der 
geeigneten Bewerber zu der Zahl aller Bewerber erheb- 
lich verschlechtert hat. Bisher war von etwa 3 Bewerbern 
einer tauglich, während jetzt nur noch von etwa 4,5 Be- 
werbern einer eingestellt werden kann; 

b) unabweisbar, da ein Aussetzen der Werbemaßnahmen 
die beschleunigte Wiederauffüllung des Bundesgrenz- 
schutzes gefährden würde. 

Einsparung bei Kap. 06 25 Tit. 311. 

12 000,— 22 000, — Reisekostenvergütungen (Auslandsreisen) 

Mehrausgabe infolge erhöhter Abnahmen von Waffen und 
Munition, die im Ausland beschafft werden mußten. Die 
Mehrausgabe ist 

a) unabweisbar, da die Abnahmen auf Grund der abge- 
schlossenen Lieferverträge durchgeführt werden müssen 
und 

b) unvorhergesehen, da bei der Aufstellung des Haushalts 
1958 nicht mit dem Abschluß der Verträge gerechnet 
wurde. 

Einsparung bei Kap. 06 24 und 06 26. 

50 000, — 23 510, — Kleinere Neu-, Um- und Erweiterungsbauten sowie Erwerb 

von Haus- und Baugnindstücken 

Mehr für die Instandsetzung des Villino Amelung in Rom 
und für die Herrichtung zu Wohnzwecken für Angehörige 
der Abteilung Rom. Villino Amelung ist zuletzt zu ge- 
werblichen Zwecken vermietet und genutzt worden. Die bei- 
den letzten Mieter gerieten in Zahlungsschwierigkeiten; 
gegen beide Mieter mußten Räumungsprozesse angestrengt 
werden. Die Herrichtung zu Wohnzwecken sichert dem Bund 
einen pünktlichen Mieteingang und erspart ihm einen Miet- 
ausfall auf längere Zeit. 

Die Mehrkosten sind deshalb 

a) aus wirtschaftlichen Gründen unabweisbar, 

b) unvorhergesehen, weil die jetzige Entwicklung bei Auf- 
stellung des Haushalts 1958 noch nicht erkannt werden 
konnte. 

Einsparung bei Kap. 06 29. 

— *) 43 000, — Entschädigung von Haus- und Grundeigentümern und Grund- 

erwerb für Grabungen 

Die Ausgabe ist erforderlich, um in Centcelles (Spanien) 
einen Grundstücksteil zu erwerben, auf dem ein derzeit als 
landwirtschaftliches Betriebs- und Wohngebäude genutztes 
römisches Mausoleum steht. Außerdem muß die Besitzerin 
für die mit der Räumung des Gebäudes und der Errichtung 
von Ersatzbauten entstandenen Kosten entschädigt werden. 
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noch Einzelpian 06 — Bundesminister des Innern — 


Die Ausgabe ist 

a) unvorhergesehen, weil die Besitzerin sich erst jetzt zu 
einem Verkauf entschlossen hat und 

b) unabweisbar, weil das Verkaufsangebot befristet ist und 
ohne abschließende Regelung der Besitzverhältnisse das 
Grabungsvorhaben nicht gesichert ist. 

Die Ausgabe kann wegen der Fristsetzung und weil in 
Spanien die Grundstückspreise ständig steigen, nicht bis 
zum nächsten Rechnungsjahr zurückgestellt werden. 

Einsparung bei Kap. 06 02 und 06 29. 


08 04 
738 (2) 


Einzelplan 08 — Bundesminister der Finanzen — 


60 000,— j 


36 100,— 


Darlehen an die Deutsche Bundesbahn zur Errichtung einer 
Unterkunfts- und Abfertigungsbaracke für die Grenzkon- 
trollstelle auf dem Bahnhof Bebra 


Die Bundesbahndirektion Kassel hat nach der Feststellung 
des Haushalts 1958 berichtigte Bauunterlagen vorgelegt. Da- 
nach betragen die von der Zollverwaltung darlehnsweise 
zur Verfügung zu stellenden Mittel für die Errichtung der 
Baracke auf dem Bahnhof Bebra 96 016 DM. Gegenüber der 
Bewilligung von 60 000 DM sind Mehraufwendungen von 
rd. 36 100 DM unabweisbar notwendig, um die unzuläng- 
lichen und unwürdigen Unterkunftsverhältnisse der Zoll- 
verwaltung auf dem Zonenbahnhof Bebra zu beseitigen. 

Einsparung innerhalb des Einzelplans 08. 


09 01 
apl. 309 


Einzelplan 09 — Bundesminister für Wirtschaft — 


*) 740 000,— 


Außergewöhnliche Kosten der Ostasienreise einer Regie- 
rungsdelegation unter Führung des Bundesministers für 
Wirtschaft 


Eine deutsche Delegation, bestehend aus Vertretern des 
Bundesministeriums für Wirtschaft, des Auswärtigen Amtes, 
des Bundesministeriums der Finanzen und der Deutschen 
Bundesbank, bereiste in der Zeit vom 3. Oktober bis 8. No- 
vember 1958 unter Führung des Bundesministers für Wirt- 
schaft Ostasien, um in Neu Delhi an der Jahrestagung der 
Weltbank (deren Gouverneursrat der Bundesminister für 
Wirtschaft angehört) teilzunehmen und dann einer Reihe 
von ostasiatischen Entwicklungsländern — Indien, Birma, 
Thailand, Japan, Korea, Süd-Vietnam, Ceylon und Pakistan 
— offizielle Besuche abzustatten. 


Die Reise wurde mit einem Sonderflugzeug der Deutschen 
Lufthansa AG ausgeführt. Den Gepflogenheiten des diplo- 
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noch Einzelplan 09 — Bundesminister für Wirtschaft — 


matischen Verkehrs mit den Besuchsländern entsprechend 
mußten ihren Vertretern Geschenke überreicht werden. 
Auch sonst brachte die Reise erhebliche repräsentative Ver- 
pflichtungen gegenüber den Regierungen der besuchten Län- 
der wie auch der Weltbank mit sich. Die hierdurch entstan- 
denen Ausgaben waren unabweisbar. Sie waren bei der 
Aufstellung des Haushaltsplans 1958 nicht vorauszusehen. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat in 
seiner 43. Sitzung am 26. November 1958 von der apl. Be- 
willigung bei Kap. 09 01 Tit. 309 Kenntnis genommen und 
ihr zugestimmt. 


Einzelplan 10 — Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten — 


10 02 
958 


19 500 000 — 


16 000 000 — 


Ausgleichsbeträge auf Grund des Gesetzes zur Förderung 
der deutschen Eierwirtschaft 


Neueste Schätzungen auf Grund der von den Ländern vor- 
gelegten Meldungen lassen erkennen, daß für das Rech- 
nungsjahr 1958 mit der Zahlung von Ausgleichsbeträgen 
für insgesamt 1,6 Milliarden Eier (statt der s. Z. veran- 
schlagten 1 Milliarde Stück) zu rechnen sein wird. Diese 
Zunahme ist im wesentlichen auf die Erhöhung des Stüt- 
zungsbetrages von 2,1 Pf auf 2,9 Pf je Ei ab 1. April 1958 
und auf 3,0 Pf ab 1. Juli 1958 und den dadurch geschaffenen 
verstärkten Anreiz zur Anlieferung von Eiern bei den 
Kennzeichnungsstellen zurückzuführen. Die Zahlung der 
Ausgleichsbeträge beruht auf dem Gesetz zur Förderung 
der deutschen Eierwirtschaft vom 31. März 1956 (BGBL I 
S. 239) und ist somit unabweisbar. Daß sich die Anlieferung 
von Eiern in diesem Maße erhöhen würde, war nach den 
bisherigen Erfahrungen nicht vorherzusehen. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat in 
seiner 43. Sitzung am 26. November 1958 von der überplan- 
mäßigen Ausgabe Kenntnis genommen und keine Beden- 
ken dagegen erhoben. 

Einsparung bei Kap. 10 02. 


10 02 
apl. 968 


*) 225 000,— 


Gewährung eines Ausgleichsbetrages für die Rücknahme 
und Ablehnung von Ausfuhrzustimmungserklärungen für 
Roggenexporte 

Zur Entlastung der Bundesreserve vom Überschuß an in- 
ländischem Roggen ist mit der Bekanntmachung Nr. 303 vom 
19. April 1955 (BAnz. Nr. 75) von der Einfuhr- und Vorrats- 
stelle für Getreide die Erteilung von Zustimmungserklärun- 
gen für die Ausfuhr von inländischem Roggen der Bundes- 
reserve bekanntgemacht worden. Die inländische Roggen- 
ernte 1955 fiel mengenmäßig geringer aus als erwartet und 
machte Mitte September 1955 den sofortigen Export-Stopp 
und die damit verbundene Rückforderung von Ausfuhr- 
zustimmungserklärungen sowie die Ablehnung weiterer An- 
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— noch Einzelplan 10 — Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten — 


10 03 
201b 


8 400,— 


träge erforderlich. Zur vergleichsweisen Abgeltung der sich 
hieraus ergebenden — in einem Rechtsstreit geltend ge- 
machten — Forderungen einer Exportfirma wird ein Betrag 
von 225 000 DM benötigt. 

Da bei der zweifelhaften Rechtslage der Abschluß eines 
Vergleichs zur Abwendung weitgehender Forderungen ein- 
schließlich Prozeßkosten in dem Rechtsstreit zweckmäßig 
und wirtschaftlich ist, sind die Voraussetzungen des § 62 
Abs. 1 Satz 2 RWB gegeben. Für die Leistung der Ausgabe 
besteht bei dieser Sachlage ein unvorhergesehenes und un- 
abweisbares Bedürfnis. 

Einsparung bei Kap. 10 02 Tit. 620. 


26 600,— 


Unterhaltung, Ersatz und Ergänzung der Geräte und Aus- 
stattungsgegenstände in den Diensträumen (Ersatz) 

Der Mehrbedarf für die Ersatzbeschaffung von Schreib-, 
Rechen- und Addiermaschinen sowie von Fenstervorhängen 
ist unvorhergesehen entstanden. Die Ausgabe war im Hin- 
blick darauf, daß die Kosten für Instandsetzung, Instandhal- 
tung und für Reinigung unter Berücksichtigung wirtschaft- 
licher Gesichtspunkte in keinem vertretbaren Verhältnis zu 
den Kosten einer Neubeschaffung stand, unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 10 03 Tit. 206. 


Einzelplan 11 — Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung — 


11 01 
107 


195 700,— 


65 000,— 


Beihilfen auf Grund der Beihilfengrundsätze für Beamte und 
Richter sowie für Angestellte und Arbeiter 

Die nach Kopfsätzen veranschlagten Mittel haben nicht aus- 
gereicht. Die Mehrausgabe war nicht vorauszusehen und 
wegen des vom Bundesrechnungshof anerkannten Rechts- 
anspruchs auf die Gewährung von Beihilfen unabweisbar. 

Einsparung innerhalb des Einzelplans 11. 


11 13 2894400000,— 

600 a 

11 13 723 600 000,— 

600 b 


Zuschüsse des Bundes 

42 993 000, — (an die Rentenversicherung der Angestellten) 

10 748 000, — (an die Rentenversicherung der Arbeiter) 

Nach § 2 der Zweiten Verordnung über Änderungen der 
Bezugsgrößen für die Berechnung von Renten in den Ren- 
tenversicherungen der Arbeiter und der Angestellten sowie 
in der knappschaftlichen Rentenversicherung vom 19. De- 
zember 1958 (BGBl. I S. 958) beträgt die allgemeine Bemes- 
sungsgrundlage für 1959 4812 DM. Sie liegt also um 531 DM, 
das sind 12,4036 v. H., höher als im Kalenderjahr 1957. 

Hieraus ergibt sich eine Erhöhung des Zuschusses des Bun- 
des zu den Rentenversicherungen. Der Zuschuß des Bundes 
berechnet sich danach für das Kalenderjahr 1959 für Tit. 600 
wie folgt: 
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— noch Einzelplan 11 — Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung — 



ArV 

AnV 


DM 

DM 

Zuschuß für Kalenderjahr 1957 
gemäß Artikel 1 § 1389 Abs. 2 
RVO (neue Fassung) bzw. ge- 
mäß Artikel 1 § 116 Abs. 2 
AnVG (neue Fassung) 

2 728 000 000 

682 000 000 

dazu 12,4036 v. H. It. Bemes- 
sungsgrundlage 1959 

338 370 208 

84 592 552 

Zuschuß für das Kalenderjahr 
1959 

3 066 370 208 

766 592 552 

Für die Zeit vom 1. Januar bis 
31. März 1959 (4. Vierteljahr 
Rechnungsjahr 1958) mithin V 4 

766 592 552 

191 648 138 

Vorgesehen waren für diesen 
Zeitraum im Haushaltsjahr 1958 
V 4 der Ansätze bei Kap. 11 13 
Tit. 600 

723 600 000 

180 900 000 

Es ergab sich infolgedessen ein 
Mehrbedarf von 

42 992 552 

10 748 138 


Die Mehrausgaben beruhen auf Gesetz und waren dadurch 
unabweisbar. Sie waren in ihrer Höhe nicht vorauszusehen 
und mußten deshalb überplanmäßig geleistet werden. 


11 13 
apl. 951 


*) 17 500 000 — 


Zahlung auf Grund des deutsch- jugoslawischen Vertrages 
über die Regelung gewisser Forderungen aus der Sozialver- 
sicherung 


Nach Artikel 1 Abs. 2 des Vertrages zwischen der Bundes- 
republik Deutschland und der Föderativen Volksrepublik 
Jugoslawien über die Regelung gewisser Forderungen aus 
der Sozialversicherung vom 10. März 1956 — ratifiziert 
durch Gesetz vom 25. Juni 1958 (BGBL II S. 168) — hat die 
Bundesrepublik Deutschland innerhalb eines Monats nach 
dem Inkrafttreten des Vertrages einen Betrag von 
26 000 000 DM an Jugoslawien zu zahlen. Der Vertrag ist 
am 29. November 1958 in Kraft getreten; die Zahlung ist 
somit bis zum 28. Dezember 1958 zu leisten. 

Von dem Gesamtbetrag von 26 000 000 DM ist der vom 
Bund aufzubringende Betrag von 8 500 000 DM bereits im 
Rechnungsjahr 1957 gezahlt worden. Der bis zum 28. De- 
zember 1958 noch zu zahlende Betrag von 17 500 000 DM 
ist gemäß Artikel 1 1 des Ratifizierungsgesetzes durch Rechts- 
verordnung auf die Träger der gesetzlichen Rentenversiche- 
rungen und der gesetzlichen Unfallversicherung aufzuteilen. 
Die Rechtsverordnung ist im Entwurf fertiggestellt. Sie sieht 
vor, daß die beteiligten Sozialversicherungsträger die auf 
sie entfallenden Anteile innerhalb von drei Monaten nach 
dem Inkrafttreten des Vertrages dem Bund zu erstatten 
haben. 
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12 02 1 


Elnzelplan 12 - 

*) 30 311,20 1 

- Biindesminister für Verkehr — 

Bewirtschaftung von Schiffen 


apl, 309 


Mit den Erben des verstorbenen Schiffers Heinrich Gerdel- 
mann als Charterer des Omgusschiffes „Michael" ist aus 
Anlaß der Rückgabe dieses Schiffes an die niederländische 
Regierung die Vereinbarung vom 14./15. April 1956 abge- 
schlossen worden. Danach hatte der Bund als Abfindung für 
die durch die Herausgabe des Schiffes verlorengehende 
Existenz einen Betrag von 75 000 DM zu zahlen. Außerhalb 
der Vereinbarung wurde den Erben Gerdeimann schriftlich 
zugesichert, daß der Bund alle Steuern übernimmt, die sich 
aus der Zahlung des Abfindungsbetrages von netto 
75 000 DM ergeben. 

Im März 1956 wurde die Abfindung von 75 000 DM und der 
Betrag von 34 157,55 DM als Abschlag auf die an das Finanz- 
amt hingen (Ems) zu entrichtenden Steuern gezahlt. 

Nach den jetzt vorliegenden Steuerbescheiden sind noch 
Steuern in Höhe von 30 311,20 DM zu zahlen. Hierzu ist eine 
außerplanmäßige Haushaltsausgabe erforderlich. 

Die Mehrausgabe von 30 311,20 DM war bei der Veranschla- 
gung der Mittel für die Rechnungsjahre 1956 bis 1958 noch 
nidit vorherzusehen. Sie ist unabweisbar und kann auch 
nicht bis zum nächsten Rechnungsjahr zurückgestellt werden. 

Einsparung innerhalb des Einzelplans 12. 


12 02 
511 


1 972 036 241,31 


Deckung der in den Jahresabschlüssen der Deutschen Bun- 
desbahn bis einschließlich 1956 ausgewiesenen Fehlbeträge 
mit Wirkung vom 31. Dezember 1956 und des im Jahres- 
abschluß für 1957 ausgewiesenen Fehlbetrages mit Wirkung 
vom 31. Dezember 1957 


Die Bundesregierung hat am 3. November 1958 beschlossen, 
daß gemäß § 33 Abs. 2 des Bundesbahngesetzes der bis zum 
31. Dezember 1956 entstandene Gesamtverlust der Deut- 
schen Bundesbahn aus den Abschlüssen für den DM-Ab- 
schnitt des Geschäftsjahres 1948 und für die Geschäftsjahre 
1949 bis 1956 in Höhe von 1 972 036 241,31 DM mit Wir- 
kung vom 31. Dezember 1956 durch Verrechnung mit For- 
derungen des Bundes an die Deutsche Bundesbahn in glei- 
cher Höhe gedeckt wird. Eine Verzinsung dieser Forderun- 
gen für die Zeit bis zum 31. Dezember 1956 entfällt. 

Danach sollen die nachstehenden Forderungen mit dem Ge- 
samtverlust mit Wirkung vom 31. Dezember 1956 verrech- 
net werden; 

1. Darlehen zwecks Tilgung von Zinsrückständen für Aus- 
gleichsforderungen der Bank deutscher Länder 

DM DM 

Ausgabe Rechnungsjahr 
1954, Kap. 60 02 Tit. apL 
571 147 581 986,12 

Rechnungs j ahr 1 955, 

Kap. 12 02 Tit. 532 67 392 654,— 

Vereinbarung vom 27. 

Juli/8. August 1956 214 974 640,12 
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Ausgabe Rechnungsjahr 
1956, Kap. 12 02 Tit. üpl. 
532 Vereinbarung vom 
19./22. Dezember 1956 

2. Gestundete Beförde- 
rungsteuer 

3. Liquiditäts- und Kas- 
senhilfen Ausgabe Rech- 
nungsjahr 1955, Kap. 
12 02 Tit. 531 

Ausgabe Rechnungsjahr 
1956, Kap. 12 02 Tit. 531 

Ausgabe Rechnungsjahr 
1956, Kap. 12 02 Tit. üpl. 
531 276 000 000 DM, 

davon Teilbetrag 

Für 1957 verbleiben 
= 29 191 094,08 DM 

Zusammen 


DM DM 

34 399 028,14 249 373 668,26 

1 075 853 667,13 

200 000 000 ,— 

200 000 000 ,— 

246 808 905,92 646 808 905,92 

1 972 036 241,31 


Die durch die Verrechnung anfallenden Einnahmen zu 1. 
und 3. sollen bei Kap. 12 02 Tit. 55 und die zu 2. bei Kap. 
60 01 Tit. St 3 gebucht werden. 


12 ^ 

625 


15 000 000 ,— 
- 3 800 000,— 


11 200 000 ,— 


{Haushalts- 
vorgriff 1957) 


1 


7 000 000,— 


Betriebszuschuß an die Deutsche Lufthansa AG, Köln 

Die Deutsche Lufthansa AG hat den voraussichtlichen Be- 
triebszuschuß-Bedarf für das Geschäftsjahr 1958 (1. Januar 
bis 31. Dezember 1958) wie folgt ermittelt: 

1. Halbjahr bis 30. Juni 1958 20 986 000,— DM. 

Voraussichtlicher Bedarf für das 2, Halb- 
jahr bis 31. Dezember 1958 5 065 000, — DM 

26 051 000,— DM. 

Vom Bund wurden im Rechnungsjahr 

1957 {Januar/März 1958) gezahlt rund 7 851 000, — DM 

Bleiben 18 200 000,— DM. 


An Haushaltsmitteln stehen zur Ver- 
fügung 1 1 200 000, — DM 

Ungedeckter Betrag 7 000 000, — DM. 


Der Betriebszuschuß der Deutschen Lufthansa AG für das Ge- 
schäftsjahr 1957 betrug rund 24 685 000 DM. Nach dem Kon- 
sortialvertrag zwischen den Zuschußträgern entfielen hier- 
von auf den Bund 90,6 v, H. = rund 22 365 000 DM, auf 
das Land Nordrhein- Westfalen 9,4 v. H. — rund 2 320 000 
DM, Da das Land Nordrhein- Westfalen jedoch in dem Ver- 
trag seine Zuschußverpflichtungen auf 4 000 000 DM be- 
grenzt und in den Geschäftsjahren 1953 bis 1956 bereits 
Zuschüsse von rund 2 695 000 DM geleistet hat, sind für 
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1957 nur noch rund 1 305 000 DM verblieben. Vom Bund 
mußten demnach zum Ausgleich des Jahresabschlusses 1957 
1 015 000 DM zusätzlich übernommen werden. Die hierfür 
benötigten Haushaltsmittel sind im 1. Vierteljahr des Ge- 
schäftsjahres 1958 gezahlt worden und fielen damit für die 
Deckung des Zuschußbedarfs 1958 aus. Im Geschäftsjahr 

1958 muß der Bund ferner den ursprünglichen Anteil des 
Landes Nordrhein-Westfalen mit 2 485 000 DM ebenfalls 
übernehmen. Durch den Ausfall des Landes Nordrhein- 
Westfalen bei der Aufbringung des Zuschußbedarfs sind 
dem Bund unvorhergesehene Mehrkosten von 3 500 000 DM 
entstanden. 

Das Verhältnis der Erträge zu den Aufwendungen hat sich 
weiter verbessert. Dennoch sind die Erträge — insbeson- 
dere auf dem Südatlantik wegen der dortigen schwierigen 
verkehrspolitischen Verhältnisse und im Nahen Osten we- 
gen der politischen Ereignisse — hinter den Erwartungen 
zurückgeblieben. 

Um die Zahlungsfähigkeit der Deutschen Lufthansa AG 
nicht zu gefährden, ist daher eine überplanmäßige Haus- 
haltsausgabe von 7 000 000 DM notwendig. Zur Vermeidung 
einer entsprechenden Erhöhung des Ansatzes für 1959 soll 
auf einen Haushaltsvorgriff verzichtet werden. Daher findet 
§ 30 Abs. 3 Satz 1 RHO gemäß § 3 Abs. 1 Haushaltsgesetz 
1958 keine Anwendung. 

Die Mehrausgabe ist unabweisbar und kann nicht bis zum 
nächsten Rechnungsjahr zurückgestellt werden. 

Einsparung innerhalb des Einzelplans 12. 


12 02 
apl. 633 


*) 1 500 000,— 


Darlehen und Zuschuß an die Deutsche Lufthansa AG, Köln, 
für die Unterhaltung und den Betrieb der Verkehrsflieger- 
schule in Bremen 


Zur Ausbildung von Verkehrsfliegern soll eine Verkehrs- 
fliegerschule errichtet werden. Als Zuschuß an diese Ver- 
kehrsfliegerschule sind im Haushalt 1958 bei Kap. 12 02 
Tit. 632 veranschlagt 3 467 000 DM. 

In Verhandlungen mit den Ländern über eine gemeinsame 
Trägerschaft für die Verkehrsfliegerschule und eine Betei- 
ligung an den aufzuwendenden einmaligen und laufenden 
Kosten konnte nur erreicht werden, daß sich das Land 
Bremen ab 1958 mit jährlich 300 000 DM an den Betriebs- 
kosten beteiligt. Die Errichtung der Verkehrsfliegerschule 
als selbständige Anstalt oder Gesellschaft hat sich daher 
noch verzögert. 

Die Deutsche Lufthansa AG hat aus diesem Grunde die 
Verkehrsfliegerschule in Bremen im Mai 1956 zunächst 
selbst eröffnet und seitdem betrieben. Ihr müssen im not- 
wendigen Umfange Darlehen für Investitionen und Zu- 
schüsse für den Betrieb zur Verfügung gestellt werden. 

Für Investitionen ist der Deutschen Lufthansa AG im Rech- 
nungsjahr 1958 bisher ein Darlehen bewilligt worden von 
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700 000 DM. Die im Geschäftsjahr 1958 vorgelegten Auf- 
wendungen für den Betrieb betragen: 


DM 

1. Halbjahr 1958 
(1. Januar bis 
30. Juni 1958) 

Istbericht für die 
Zeit vom 1, Juli bis 
30. September 1958 

Vorplanung 1. Ok- 
tober bis 31. De- 
zember 1958 


DM DM 

1 498 355,17 

872 000 — 

760 000— 3 130 335,17 


Als Zuschüsse wurden bisher gezahlt: 

Rechnungs j ahr 1 957 

22. Januar 1958 256 433,53 

13. März 1958 300 000,— 556 433,53 

Rechnungsjahr 1958 

20. August 1958 900 000— 1 456 433,53 

Ungedeckter Betrag 1 673 921,64 

Auf die ungedeckten Kosten für den Betrieb der Verkehrs- 
fliegerschule soll der Deutschen Lufthansa AG ein weiterer 
Zuschuß gezahlt werden von 1 500 000 DM. 

Der Anteil des Landes Bremen an den Betriebskosten wird 
verrechnet, sobald die Verkehrsfliegerschule als selbstän- 
dige Institution errichtet ist. 

In Höhe von 1 500 000 DM ist eine weitere außerplanmäßige 
Haushaltsausgabe notwendig. 

Derselbe Betrag wird bei Kap. 12 02 Tit. 632 eingespart. 


*) 6 000 000 — 


Finanzierung der im Verkehr zwischen der Bundesrepublik 
und Berlin (West) sowie zwischen Hamburg und dem übri- 
gen Bundesgebiet (Elbe-Mittellandkanal) in der sowjeti- 
schen Besatzungszone erhobenen Wasserstraßenbenutzungs- 
gebühren 


In der sowjetischen Besatzungszone werden seit dem 5. Mai 
1958 Wasserstraßenbenutzungsgebühren erhoben. Sie be- 
tragen für Güterschiffe 3 DM je t Tragfähigkeit und für 
Schlepper 2 DM je PS-Leistung. Es schweben Verhandlun- 
gen zwischen einer Delegation des Bundesministers für Ver- 
kehr und Vertretern der SBZ, daß die Verordnung über die 
Gebühren wieder aufgehoben wird und die SBZ statt des- 
sen vom Bund als Ausgleich für etwaige durch den Bau 
einer Staustufe bei Geesthacht (Elbe) eintretende Schäden 
eine Abfindung erhält. Die Verhandlungen haben jedoch 
bis jetzt zu keinem Ergebnis geführt, und es ist anzuneh- 
men, daß sie sich auch noch einige Zeit hinziehen werden. 
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Die Schiffer sind nicht in der Lage, die Wasserstraßen- 
benutzungsgebühren selbst zu tragen. Um die Versorgungs- 
lage von Berlin (West) nicht zu gefährden und den Binnen- 
schiffsverkehr aufrechtzuerhalten, sollen die Gebühren vom 
Bund übernommen werden. Eine spätere Anrechnung auf 
eine der SBZ zu zahlende Entschädigung ist in Aussicht 
genommen. 

Im Berlinverkehr und im Verkehr Hamburg/Mittellandkanal/ 
übriges Bundesgebiet fallen monatlich etwa 1 500 000 DM 
bis 1 800 000 DM Wasserstraßenbenutzungsgebühren an. 
Für die Monate Oktober 1958 bis Januar 1959 ist mit einem 
weiteren Bedarf von voraussichtlich 6 000 000 DM zu rech- 
nen. Dieser weitere Betrag soll außerplanmäßig zur Ver- 
fügung gestellt werden. Die Inanspruchnahme ist zwangs- 
läufig und unabweisbar. 

Einsparung innerhalb des Einzelplans 12. 


12 06 
710 


106 000,— 


19 640,— 


Verlegung der Außenstelle Seebau von Wedel nach Rissen, 
2. Teilbetrag 


Infolge der wachsenden Aufgaben und der örtlich bedingten 
ungünstigen Voraussetzungen für Modellversuche im Freien 
wurde die Verlegung der Außenstelle Seebau der Bundes- 
anstalt für Wasserbau von Wedel nach Rissen erforderlich. 
Auf dem neuen Grundstück mußte zur Durchführung des 
Versuchsbetriebes u. a. ein Betriebsgebäude errichtet wer- 
den. Durch die Verwendung der im Rechnungsjahr 1958 bei 
Kap. 12 06 Tit 710 zur Verfügung stehenden Haushalts- 
mittel — rund 72 700 DM wurden bis Ende September 1958 
verausgabt, über den Restbetrag wurde verfügt — konnte 
inzwischen der Rohbau fertiggestellt werden. Für alle fol- 
genden Arbeiten, die unumgänglich notwendig sind, um den 
Rohbau vor den Unbilden der Witterung zu schützen, wie 
Tischler-, Glaser- und Elektroarbeiten, Wegebefestigung 
und Einfriedigung, ist der weitere Betrag von 26 000 DM 
erforderlich. 


Zur Vermeidung von Witterungsschäden ist die beschleu- 
nigte Fertigstellung des Betriebsgebäudes notwendig. Die 
Inanspruchnahme überplanmäßiger Haushaltsmittel ist aus 
diesem Grunde unerläßlich. 

Im Rechnungsjahr 1957 mußte für den Erwerb des Bau- 
grundstücks, der nicht veranschlagt war, ein Betrag von 
120 000 DM überplanmäßig bereitgestellt werden. Dadurch 
konnten von den veranschlagten, aber nicht in Anspruch 
genommenen Baumitteln rund 80 000 DM nicht als Ausgabe- 
rest in das Rechnungsjahr 1958 übertragen werden. Die 
Schwierigkeiten bei der Baugrundbeschaffung und die hier- 
für erforderliche Bereitstellung von üpl. Haushaltsmitteln 
war bei der Aufstellung des Haushaltsplans 1958 noch nicht 
zu übersehen. 


Einsparung von 19 640 DM bei Kap. 12 03 Tit. 710. 
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1401 

107 


H02 

951 


14 08 
aplTo^ 


6 000 000, — 2 500 000, — | Beihilfen auf Grund der Beihilfengrundsätze für Beamte 

und Soldaten sowie für Angestellte und Arbeiter 

Bei der Veranschlagung des Haushaltsbedarfs für Beihilfen 
für das Rechnungsjahr 1958 sind nicht die geltenden Kopf- 
sätze zugrunde gelegt worden, da die Zahl der Beihilfe- 
berechtigten nicht zuverlässig ermittelt werden konnte. Der 
j Bedarf wurde daher nach der Ausgabenentwicklung des 

Rechnungsjahres 1957 geschätzt. Es hat sich jedoch heraus- 
gestellt, daß die Mittel nicht ausreichten, um den tatsäch- 
lichen Bedarf zu decken. 

Der Mehrbedarf war unvorhergesehen. Er war auch unab- 
weisbar, weil auf Beihilfen ein Rechtsanspruch besteht. 

Einsparung bei Kap. 14 01 Tit. 101. 

105 000, — 65 000,- - Beitrag der Bundesrepublik zum Betriebsfonds der zentral- 

europäischen Behörde für Betriebsstoffernleitungen (Pipe- 
lines) 

Die Bundesrepublik Deutschland hat 10,49 v. H. der Gesamt- 
! Umlage der zentraleuropäischen Behörde für Betriebsstoff- 

fernleitungen (Pipelines) zu entrichten. Bei Aufstellung des 
Bundeshaushaltsplans für das Rechnungsjahr 1958 mußte 
i ein vorläufiger Voranschlag zugrunde gelegt werden. Die 
I endgültig errechnete Gesamtumlage schließt mit einer 

Summe von 158 945 000 ffrs ab. Hiervon entfallen auf die 
Bundesrepublik nach dem Verteilerschlüssel 16 673 330 ffrs 
1 = 170 000 DM. 

j Die Mehrausgabe war daher unvorhergesehen und unab- 

I weisbar. 

Einsparung bei Kap. 14 17 Tit. 303. 

— *) 11 200 000, — Beschaffung von Vorräten an Sanitäts verbrauchsmaterial 

Für die Versorgungssicherheit ist eine Vorratshaltung an 
Sanitäts verbauchsmaterial (Verbandmittel, Arzneimittel und 
Blutersatzmittel) unabweisbar notwendig. Im Rechnungs- 
jahr 1958 sind für den genannten Zweck noch keine Mittel 
veranschlagt, weil bei Aufstellung des Haushaltsplans für 
1958 nicht abzusehen war, ob mit einer Niederlegung von 
Vorräten begonnen werden konnte. Im Zuge des fortschrei- 
tenden Aufbaues der Bundeswehr konnte — insbesondere 
nach Klärung der Statusfrage der Apotheker — der Aufbau 
der Versorgungseinrichtungen des Sanitätswesens soweit 
vorangetrieben werden, daß nunmehr die personellen und 
; sachlichen Voraussetzungen für die Niederlegung von Vor- 
I räten an Sanitätsverbrauchsmaterial gegeben sind. Ein Hin- 
ausschieben dieser für die Versorgungssicherheit unerläß- 
lichen Maßnahmen bis zum Rechnungsjahr 1959 ist nicht 
j , vertretbar. Die außerplanmäßige Ausgabe ist daher unab- 

weisbar notwendig. 

Einsparung bei Kap, 14 17 Tit. 303. 
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14 13 
apl. 304 


*) 115 000,— 

i 

1 

Miete für die Überlassung von Pioniergerät 

Das für die Ausbildung der Pioniere zur Beschaffung vor- 
gesehene Gerät konnte von den in Betracht kommenden 
Stellen nicht rechtzeitig geliefert werden. Um die Ausbil- 
dung der Pionier-Einheiten nicht zu gefährden, ist das 
BMVtdg gezwungen, die entsprechenden Geräte zu mieten. 
Die Ausgabe ist daher unvorhergesehen und unabweisbar. 
Einsparung bei Kap. 14 13 Tit. 301. 


20 01 
217 


25 000,— 


Einzelplan 20 — Bundesrechnungshof — 


11 000 ,— 


Umzugskostenvergütungen und Umzugskostenbeihilfen 

Die Mehrausgabe gründet sich auf die vermehrte Zuwei- 
sung von Wohnungen an Trennungsentschädigungsempfän- 
ger und auf die Zahlung von Umzugskostenvergütung an 
einen zum Rechnungsprüfer für NATO-Infrastruktur in 
Paris ernannten Beamten. Die Leistung der überplanmäßi- 
gen Ausgabe ist daher unabweisbar. 

Einsparung innerhalb des Einzelplans 20. 


24 01 
107 


Einzelplan 24 — Bundesminister für wirtschaftlichen Besitz des Bundes — 


106 700,— 


40 000,— 


Beihilfen auf Grund der Beihilfengrundsätze für Beamte, 
Angestellte und Arbeiter 

Der Haushaltsansatz wurde nach Kopfsätzen errechnet. Er 
hat sich infolge unvorhergesehener Beihilfefälle als nicht 
ausreichend erwiesen. Da auf die Gewährung von Beihilfen 
ein Rechtsanspruch besteht, waren die Ausgaben unab- 
weisbar. 


Einsparung erfolgt innerhalb des Einzelplans 24. 


Einzelplan 26 — Bundesminister für Vertriebene, Flüchtlinge 
und Kriegsgeschädigte — 


26 01 
305 


7 500 000,— 


5 500 000,— 


Einmalige Unterstützung für die nach dem 26. September 
1953 aus ausländischem Gewahrsam eintrelf enden Gefan- 
genen und einmalige Unterstützung für die nach dem 1. Ok- 
tober 1955 im Bundesgebiet oder West-Berlin eintreffenden 
Aussiedler und ihnen gleichgestellte Personen 

Aus den unter polnischer Verwaltung stehenden deutschen 
Gebieten treffen laufend größere Umsiedlertransporte ein. 
Hierdurch tritt ein erheblicher Mittelbedarf für die Zahlung 
der einmaligen Begrüßungsgabe ein, für den der Haushalts- 
ansatz nicht ausreicht. Diese Zahlungen sind unabweisbar. 
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Kriegsgeschädigte — 


da die zur Befriedigung dringendster persönlicher Bedürf- 
nisse bestimmte Begrüßungsgabe ihren Zweck nur dann er- 
füllt, wenn sie den Heimkehrern und Aussiedlern sofort 
nach Eintreffen im Bundesgebiet gezahlt wird. 

Einsparung bei Kap. 40 10 Tit. 300. 


*) 400 000,— 


Zuschuß an die Deutsche Bundesbahn zur Gewährung einer 
Fahrpreisermäßigung für Spätheimkehrer und politische 
Häftlinge 


Die Deutsche Bundesbahn lehnt die Wiedereinführung der 
ab 1. April 1958 nach Fristablauf aufgehobenen Fahrpreis- 
ermäßigung für Spätheimkehrer ab. Es treffen aber ständig 
Heimkehrer und ihnen gleichgestellte Personen (politische 
Häftlinge) im Bundesgebiet ein, die nicht schlechter gestellt 
werden können als die früher Zurückgekehrten. Es muß 
diesen Spätrückkehrern zugebilligt werden, nach so vielen 
Jahren der Abwesenheit die ggf. über das ganze Bundes- 
gebiet verstreuten Verwandten und oft auch frühere Arbeit- 
geber aufzusuchen, um Hilfe bei der Wiedereingliederung 
zu finden. Dies ist ihnen bei Bezahlung des vollen Fahr- 
preises nicht möglich. 


Die Deutsche Bundesbahn hat sich mit der Weitergewäh- 
rung der Fahrpreisermäßigung bis zum 31. März 1960 ein- 
verstanden erklärt, wenn der Bund zur teilweisen Abgel- 
tung der Fahrgeldausfälle einen Pauschalbetrag von 
400 000 DM zur Verfügung stellt. 


Diese unabweisbaren Ausgaben waren bei Aufstellung des 
Haushalts 1958 nicht vorauszusehen. 


Einsparung bei Kap. 40 10 Tit. 301. 


27 01 
107 


Einzelplan 27 — Bundesminister für gesamtdeutsche Fragen — 


45 400,— 


30 000,— 


Beihilfen auf Grund der Beihilfengrundsätze für Beamte, 
Angestellte und Arbeiter 

Die Häufung der Krankheitsfälle sowie die gestiegenen 
Kosten der Heilbehandlung und Arzneien haben eine außer- 
gewöhnlich starke Inanspruchnahme der Beihilfemittel zur 
Folge. Der nach Kopfsätzen veranschlagte Haushaltsansatz 
reicht zur Deckung der anfallenden Ausgaben nicht aus. Auf 
die Gewährung der Beihilfe besteht ein Rechtsanspruch. 


Die Mehrausgabe ist daher unabweisbar und kann nicht 
bis zum nächsten Rechnungsjahr zurückgestellt werden. 

Einsparung innerhalb des Einzelplans 27. 
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27 01 
304 


8 500 000 — 


100 000 ,— 


Betriebsbeihilfen zur Sicherung des Güterverkehrs mit Berlin 

Die Haushaltsmittel werden zur Durchführung bestimmter, 
im gesamtdeutschen Interesse notwendiger Maßnahmen zur 
Sicherung des Güterverkehrs mit Berlin benötigt, die sich 
auf Grund der Entwicklung im Laufe des Rechnungsjahres 
1958 zwangsläufig ergeben haben und nicht vorhersehbar 
waren. 


Die Ausgaben sind im Sinne der Zielrichtung des Fonds 
unerläßlich und können nicht bis zum nächsten Rechnungs- 
jahr zurückgestellt werden. 

Einsparung innerhalb des Einzelplans 27. 


29 01 
107 


Einzelplan 29 — Bundesminister für Familien- und Jugendfragen — 


13 400,— 


12 000 ,— 


Beihilfen auf Grund der Beihilfengrundsätze für Beamte, 
Angestellte und Arbeiter 


Die Ausgaben für Beihilfen beruhen auf gesetzlicher Ver- 
pflichtung. Sie müssen daher nach dem laufenden Bedarf 
geleistet werden. Die Leistung der Mehrausgaben ist un- 
abweisbar und unaufschiebbar. 


Einsparung innerhalb des Einzelplans 29. 


60 02 
241 


Einzelplan 60 — Allgemeine Finanzverwaltung — 


350 000,— 


100 000 ,— 


Außergewöhnlicher Aufwand von Beauftragten der Bundes- 
republik im Ausland sowie deutscher Delegationen und 
Dienststellen im Verkehr mit dem Ausland 


Die zwischenstaatlichen Beziehungen haben sich im Rech- 
nungsjahr 1958 verstärkt. Die Besuche ausländischer Staats- 
männer und Delegationen in Deutschland wie auch die Rei- 
sen von Mitgliedern und Vertretern der Bundesregierung 
in das Ausland sind deshalb zahlreicher geworden. Diese 
Entwicklung konnte bei der Aufstellung des Haushaltsvor- 
anschlags 1958 nicht vorausgesehen werden. Die Mehraus- 
gaben sind unabweisbar, sie müssen deshalb überplanmäßig 
geleistet werden. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat in 
seiner 42. Sitzung am 6. November 1958 von der überplan- 
mäßigen Bewilligung Kenntnis genommen und keine Be- 
denken erhoben. 


Einsparung bei Kap. 60 04 Tit. 350. 


17 




Drucksache 1123 


Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 




An über- und 



Haushalts- 

*) außerplan- | 


Kap. 

betrag 

1958 

mäßigen Aus- ' 

gabemittein sind 

Begründung 

Tit. 


zugewiesen 



DM 

. DM 



60 02 
apl, 530 


noch Einzelplan 60 — Allgemeine Finanzverwaltung — 


*) 105 000 000,— 


Darlehen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland an 
die Regierung der Türkischen Republik 


Die wirtschaftliche und finanzielle Lage der Türkei ist be- 
reits seit Jahren schwierig, was u. a. auch dadurch zum 
Ausdruck kommt, daß der Bundeshaushalt aus Bürgschaften 
für Türkei-Geschäfte wegen Transferverzögerungen bisher 
rund 210 000 000 DM in Anspruch genommen wurde, von 
denen erst 100 000 000 DM zurückgeflossen sind. Sie hat 
sich besonders in letzter Zeit weiterhin erheblich ver- 
schlechtert. 


Die türkische Regierung ist seit Ende 1957 wiederholt an 
die Bundesregierung mit dem Ersuchen um eine Hilfe- 
leistung herangetreten. 

Im Hinblick auf die außerordentliche Bedeutung, die der 
Türkei im Rahmen der NATO zukommt, und unter Berück- 
sichtigung der Auffassung, daß nur eine umfangreiche ge- 
meinschaftliche Wirtschaftshilfe mehrerer Staaten verbun- 
den mit einem Sanierungsprogramm und einer Änderung 
der türkischen Wirtschaftspolitik eine wirtschaftliche Bes- 
serung der Lage erwarten ließ, hat die Bundesregierung 
eine Hilfeleistung zunächst versagt und sich für die Be- 
handlung des türkischen Falles durch die OEEC eingesetzt. 
Auf Grund der Prüfungsergebnisse und der Vorschläge 
einer OEEC-Mission beschloß die OEEC im Sommer dieses 
Jahres eine Gemeinschaftshilfe, die folgende Maßnahmen 
und Beträge umfaßt: 

1. 24 Millionen S-Kredit der EZU 

2. 25 Millionen S-Ziehung beim Internationalen Wäh- 

rungsfonds 

3. 100 Millionen S-Hilfe der USA 

4. 75 Millionen 8-Gemeinschaftshilfe (Darlehen) der 

OEEC-Länder. 


Um diese Hilfen der Mitgliedsländer und der USA zu er- 
halten, hat sich die Türkei zu bestimmten eigenen Sanie- 
rungsmaßnahmen verpflichtet, die in finanzpolitischen, in- 
nerwirtschaftlichen und außenwirtschaftlichen einschließlich 
devisenwirtschaftlichen Maßnahmen bestehen. 

Der unter 4. genannte Betrag von 75 Millionen S soll nach 
dem Wunsch der Geberländer auf einheitlicher Grundlage 
in folgender Weise gewährt werden: 

50 V. H. der Darlehen sollen von den einzelnen Ländern 
unverzüglich nach Unterzeichnung der jeweiligen Abkom- 
men gezahlt werden, weitere 25 v. H. am 31. Januar 1959 
und die letzten 25 v. H. am 30. April 1959 auf der Grund- 
lage erneuter Beschlüsse der OEEC. Die Darlehen sind mit 
5^4 V, H. ab Auszahlung zu verzinsen und nach 5 Freijahren 
in 11 gleichen Jahresraten zurückzuzahlen. Von dem unter 
4. genannten Betrag sollen 50 Millionen $ = 2\0 000 000 DM 
von der Bundesrepublik aufgebracht werden. Die Bundes- 
regierung beschloß am 23. Juli 1958, diesen Betrag der 
Türkei auf Grund des Artikels III des NATO-Vertrages in 
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Form eines Darlehens zur Verfügung zu stellen und auf 
diese Hilfe sofort eine 1. Rate bereitzustellen. Da im Bun- 
deshaushalt 1958 für diese Zwecke keine Mittel bereit- 
gestellt sind, die Mehrausgabe aber unabweisbar ist, müs- 
sen die Mittel außerplanmäßig bereitgestellt werden. Die 
Voraussetzungen des Artikels 112 GG sind erfüllt. 

Das Abkommen zwischen der Regierung der Bundesrepublik 
Deutschland und der Regierung der Türkischen Republik 
ist am 27. November 1958 unterzeichnet worden. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat in 
seiner 43. Sitzung am 26. November 1958 von der außer- 
planmäßigen Bewilligung Kenntnis genommen und keine 
Bedenken gegen die Zahlung dieses Teilbetrages erhoben. 

Einsparung innerhalb des Einzelplans 14. 


60 02 
apl.55l 


*) 50 000 000,— 


Darlehen an den Gesamtverband der landwirtsdiaftlidien 
Alterskassen in Kassel 


Um den landwirtschaftlichen Alterskassen die Erfüllung der 
ihnen durch das Gesetz über eine Altershilfe für Landwirte 
vom 27. Juli 1957 (BGBl. I S. 1063) übertragenen Aufgaben 
zu ermöglichen, stellte der Bund dem Gesamtverband der 
landwirtschaftlichen Alterskassen zur Überbrückung der An- 
laufschwierigkeiten ein Darlehen in Höhe von 70 000 DM 
zur Verfügung. Entgegen den Erwartungen dauern die finan- 
ziellen Schwierigkeiten der landwirtschaftlichen Alterskas- 
sen an. Zur Beseitigung dieser Schwierigkeiten ist eine 
Änderung der gesetzlichen Bestimmungen hinsichtlich der 
Beitrags- und Leistungsseite erforderlich. Eine entsprechende 
Gesetzesnovellierung wird vorbereitet. Bis zu deren Inkraft- 
treten, längstens jedoch bis zum Ablauf des Rechnungsjah- 
res 1958, gewährt der Bund dem Gesamtverband der land- 
wirtschaftlichen Alterskassen einen weiteren Überbrückungs- 
kredit bis zum Gesamtbeträge von 50 000 000 DM. Dieser 
bis zu einer abschließenden gesetzlichen Regelung erforder- 
liche finanzielle Mehrbedarf konnte bei der Aufstellung des 
Haushaltsvoranschlags für das Rechnungsjahr 1958 nicht 
vorhergesehen werden. Da die Mehrausgaben unabweisbar 
sind, müssen die erforderlichen Haushaltsmittel außerplan- 
mäßig bereitgestellt werden. Die Voraussetzungen des Arti- 
kels 112 GG sind erfüllt. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat in 
seiner 46. Sitzung am 4. Dezember 1958 von der außerplan- 
mäßigen Bewilligung Kenntnis genommen und keine Beden- 
ken erhoben. 

Einsparung innerhalb des Einzelplans 60, 


60 02 
573 


4 350 000,— 


1 000 000 ,— 


Wiederaufbau der Insel Helgoland 

Die im Rechnungsjahr 1958 aus der Bundesfinanzhilfe nach 
dem Arbeitsprogramm vorgesehenen Wohnungsbaumittel 
reichen nicht aus, um die in diesem Zeitabschnitt vorgese- 
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henen Baumaßnahmen teilzufinanzieren. Ursache für diese 
Finanzierungslücke ist, daß die ursprünglich für die Bundes- 
finanzhilfe Helgoland in den Rechnungsjahren 1957 und 1958 
vorgesehenen Beträge von je 5 000 000 DM im Wege der 
Einsparung (1957) bzw. der Minderveranschlagung (1958) 
um insgesamt 2 150 000 DM zur Finanzierung der Räumung 
des bundeseigenen Binnenhafens aus Einzelplan 10 des Bun- 
deshaushalts gekürzt wurden. Es erscheint jedoch wirtschaft- 
lich und politisch nicht vertretbar, wegen Fehlens der Finan- 
zierungsmittel eine Verzögerung der Aufbauarbeiten ein- 
treten zu lassen, zumal es nur bei zügigem Einsatz der 
Arbeitskräfte und Baugeräte teilweise möglich sein wird, 
die steigenden Kosten auf dem Baumarkt aufzufangen. Die 
überplanmäßige Ausgabe ist deshalb unabweisbar. Die Vor- 
aussetzungen des Artikels 112 GG sind erfüllt. 


60 04 
apl. 892 


*) 52 500 000,— 


Subskriptionszahlung für den Internationalen Währungs- 
fonds, hier: Türkei-Ziehung in Höhe von 52 500 000 DM 


Die Bundesrepublik Deutschland ist als Mitglied des Inter- 
nationalen Währungsfonds diesem bis zur Gesamthöhe von 
1 386 000 000 DM verpflichtet und hatte diese Verpflichtung 
durch Hingabe von Schuldscheinen in das Depot des IWF 
bei der Deutschen Bundesbank vorerst erfüllt. Durch die 
DM-Ziehung der Türkei ist erforderlich geworden, einen 
Schuldschein gegen Hingabe von 52 500 000 DM einzulösen. 
Die Deutsche Bundesbank hat in Übereinstimmung mit E 2 
und E 4 der Rules and Regulation die Zahlung auf Anfor- 
derung des IWF geleistet und dafür dem Depot des IWF 
einen Schuldschein in gleicher Höhe entnommen und für den 
Bundesminister der Finanzen in Verwahrung genommen. 
Gleichzeitig hat die Deutsche Bundesbank auf Grund des 
§ 20 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe a des Gesetzes über die Deut- 
sche Bundesbank vom 26. Juli 1957 (BGBl. I S. 745) und 
eines ergänzenden Verwaltungsabkommens das Kredit- 
konto Nr. 220 der Bundesregierung im Rahmen des Sonder- 
kreditplafonds (für Weltwährungsfonds) mit 52 500 000 DM 
belastet. Da im Bundeshaushalt 1958 für diese Zahlung keine 
Mittel veranschlagt sind, mußte die auf einer rechtlichen 
Verpflichtung beruhende Zahlung außerplanmäßig geleistet 
werden. Die Voraussetzungen des Artikels 112 GG sind erfüllt. 


Deckung erfolgt durch überplanmäßige Vereinnahmung bei 
Kap. A 32 01 Tit. 91. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat in 
seiner 41. Sitzung am 16. Oktober 1958 von der außerplan- 
mäßigen Bewilligung Kenntnis genommen und keine Be- 
denken erhoben. 
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*) 292 000 — 


Entschädigung der sdiweizerisdien Bundesregierung und der 
Galerien Fischer in Luzern und Neupert in Zürich 

Während des Krieges benutzte der Einsatzstab Rosenberg 
von ihm in Paris beschlagnahmte Kunstwerke als Tausch- 
objekte und überließ derartiges Gut auch zum gleichen 
Zweck Göring. Diese Gemälde gelangten in den schweize- 
rischen Kunsthandel, der sie auf Grund eines Beschlusses 
des Schweizerischen Bundesrates vom 10. Dezember 1945 
an Frankreich zurückgeben mußte. Die Kunsthandlungen 
verklagten hierauf die Eidgenossenschaft, die ihnen gemäß 
Urteil des Bundesgerichts Lausanne vom 25. Juni 1952 Ent- 
schädigungen in Höhe von 291 196,27 sfrs leisten mußte. Die 
Zahlung an die Schweizerische Eidgenossenschaft durch die 
Bundesregierung in voller Höhe erfolgte unter dem Hin- 
weis, daß die Bundesregierung eine Rechtsverpflichtung zu 
dieser Zahlung nicht anerkenne, aber — ohne damit das 
Urteil von Lausanne für sie in irgendeiner Weise als ver- 
bindlich anzusehen — glaube, der Tatsache Rechnung tragen 
zu sollen, daß die Eidgenossenschaft gehalten war, sich dem 
Urteil zu beugen. Da für eine Ausgabe dieser Art im Bun- 
deshaushaltsplan 1958 keine Mittel vorgesehen sind, ande- 
rerseits aber für die Bundesregierung eine Verpflichtung zur 
Zahlung aus politischen Gründen unabweisbar ist, müssen 
die erforderlichen Haushaltsmittel außerplanmäßig bereit- 
gestellt werden. Die Voraussetzungen nach Artikel 112 GG 
sind gegeben. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat in 
seiner 5. Sitzung am 12. Februar 1958 von der außerplan- 
mäßigen Bewilligung Kenntnis genommen und keine Be- 
denken erhoben. 


Einsparung bei Kap. 60 04 Tit. 315. 
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